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‚Herausgegeben von den Angehörigen 
der politischen Gefangenen in der BRD 





Zum Hungerstreik der baskischen 
politischen Gefangenen 


Grußadresse der Angehörigen der politischen Gefangenen in der 
BRD 


Wir, die Angehörigen und FreundInnen der politischen Gefangenen in 
der BRD, schicken Euch unsere volle Solidarität mit Eurem Kampf um 
die Zusammenlegung des Kollektivs der baskischen politischen Gefan- 
genen in Euskadi als Zwischenschritt zur Erreichung der völligen Am- 
nestie. Seit mehr als vier Jahren versucht der spanische Staat, mit einer 
Politik der Auseinanderlegung und Vereinzelung der politischen Gefan- 
genen ihr Abschwören und ihre „Wiedereingliederung“ in die Gesell- 
schaft zu erreichen. Obwohl längst klar ist, daß dieser Plan am Kampf 
der Gefangenen gescheitert ist, verstärkt die spanische Regierung ihren 
Druck auf sie immer mehr. Sie befindet sich dabei in Übereinstimmung 
mit den anderen westeuropäischen Staaten und den USA. Diese Staaten 
wollen nach dem Zusammenbruch der UdSSR und des sozialistischen 
Blocks in Osteuropa mit allen nationalen und sozialrevolutionären Be- 
wegungen in ihrem Innern Schluß machen. Die politischen Gefangenen 
bekommen das überall als erste und am härtesten zu spüren. 

Aus unserer Arbeit und unserer Erfahrung mit unseren inhaftierten 
Angehörigen kennen wir die Politik der Isolation und wissen, daß auch 
die BRD-Regierung versucht, mit allen Mitteln die Identität der politi- 
schen Gefangenen zu brechen. Und wir wissen, welche existentielle Be- 
deutung für die politischen Gefangenen der Kampf um das Festhalten an 
ihren politischen Zielen, um ihre Identität und um ihren Zusammenhalt 
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als Kollektiv überall hat. 

Mit Eurem Streik steht Ihr, wie über 14 Monate lang die gefangenen 
GenossInnen aus GRAPO und PCE(r) und jetzt die Gefangenen aus AD, 
in diesem Kampf an vorderster Front. Wir sind sicher, daß aus der Ket- 
te, mit der Ihr die über 90 Knäste verbindet, in die der spanische Staat 
Euch zerstreut hat, ein Netz wird, das niemand zerreißen kann. 

Euch allen unsere Liebe und Kraft 


. Zum Hungerstreik der baskischen politischen Gefangenen haben wir 


derzeit leider nur spärliche Informationen. Laut EGIN, einer baskischen 
Tageszeitung, setzten die 43 baskischen politischen Gefangenen in den 
Gefängnissen von Alacant, Castellö, Valencia, Cartagena, Murcia und 
Teruel vom 20. Oktober an die Hungerstreikkette für eine Woche fort. 
Sie lösten damit die 21 Gefangenen in Extremadura, Zamora und Sala- 
manca ab. Begonnen wurde der Streik von den 42 Gefangenen in den 
Jünf Inselgefängnissen und Ceuta, einer spanischen Enklave in Nordafri- 
ka, fortgesetzt dann von den 71 Gefangenen in Andalusien. (EGIN, 
21. 10. 91) 

Erklären müssen wir hier noch einmal das Zahlen-Wirrwarr in der 
vorletzten Nummer, der Schwerpunktausgabe. Daß in dem Bericht von 
den Gesprächen mit den Gestoras pro-Amnistia von 513 Gefangenen die 
Rede ist, in dem Artikel von Euskadi Information dagegen von 550, liegt 
daran, daß sich durch einige Verhaftungswellen die Zahl zwischenzeit- 
lich erhöht hatte. An der Hungerstreikkette sind 478 Gefangene betei- 
ligt, einige fehlen wegen Krankheiten; es kommen auch ständig Gefan- 
gene frei, weil ihre Strafen beendet sind, so daß es ziemlich schwer ist, 
genaue Zahlen zu nennen. 

Aus Freiburg erreichte uns eine Grußadresse an die hungerstreiken- 
den Gefangenen, unterschrieben von etwa 40 Leuten. Sie sagen darin: 
»- - - Wir sind hier heute auf einem Straßenfest in Freiburg und machen 
einen Informationsstand zu den politischen Gefangenen, zu den Haftbe- 
dingungen und informieren auch über Eure Hungerstreikkette. Das Stra- 
Benfest richtet sich gegen die Umstrukturierung der Viertel, für genü- 
gend bezahlbaren Wohnraum, gegen das Kongreßzentrum, gegen Ras- 
sismus und für eine ‚lebendige Stadtteilkultur‘. Es gibt Theater, Musik, 
viele Infostände, ein Kinderfest. 

Wir erklären uns solidarisch mit Eurem Kampf und grüßen Euch von 
hier aus, wünschen Euch Liebe und Kraft und eine starke Umarmung. 


Solidarische Grüße aus Freiburg! No pasaran — Venceremos! 
19. 10. 91° 


Zur Entwicklung des Hungerstreiks und des Verhaltens der dortigen Me- 
dien veröffentlichen wir die nachstehende Presseerklärung der Gestoras 
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Pro-Amnistia:: 


Die Gestoras Pro-Amnistia denunzieren öffentlich das Stillschweigen, 
dessen Ziel die Kampfesinitiative ist, die die baskischen politischen Ge- 
fangenen seit dem 30. September entwickeln. | 

Seit diesem Datum sind inzwischen schon 134 baskische politische 
Gefangene — verteilt auf 21 Gefängnisse — in dem ununterbrochenen, 
zeitweilig aussetzenden Hungerstreik gewesen bzw. sind es gerade in 
diesen Momenten; ein Hungerstreik, der — wie gesagt — am 30. Sep- 
tember begann. 

Bis zu diesem Zeitpunkt haben sich praktisch die gesamte baskische 
wie staatliche Presse und Fernsehsender darauf beschränkt, den gefilter- 
ten Informationen oder Erklärungen politischer und institutioneller Füh- 
rer breiten Raum zu gewähren: Corcuera, Asunciön, Ardanza usw. Ein 
Versuch, die Tragweite und den Charakter des von den Gefangenen be- 
gonnenen Hungerstreiks herunterzuspielen. 

In diesen Zusammenhang stellen wir die Meldung von Radio Nacio- 
nal, nach der der Auslöser dieses Hungerstreiks außerhalb der Gefäng- 
nisse gelegen haben soll, ETA soll den Befehl zum Beginn gegeben ha- 
ben, eine Projektion, wonach die Gefangenen reine Instrumente in frem- 
den Händen sind. 

Hier muß man auch die Information ansiedeln, die die Initiative unter- 
graben wollten, indem sie von Essensvorräten bei den Gefangenen spra- 
chen und davon, daß der Hungerstreik sich auf die Nicht-Präsenz in den 
Essenssälen beschränken würde usw. 

Schwerwiegender — und so plump und kläglich — war die Erklärung 
Ardanzas, in der er sagte, den Gefangenen gehe es gut, womit er die per- 
manente Übertretung der Legalität legitimierte und unterstützte, die die 
Auseinanderlegungspolitik bedeutet, zudem die menschlichen, mate- 
riellen und emotionalen Kosten, die diese für Hunderte von baskischen 
Familien mit sich gebracht hat. 

Entgegen all dem ist das Fortsetzen des Hungerstreiks durch die politi- 
schen Gefangenen in den Gefängnissen, in denen sie sich daran bislang 
beteiligt haben, vorbei an allen Bewertungen und leerem Gerede als ob- 
jektive Realität immer noch das beste Argument, um die Lügen zu de- 
nunzieren und die Einheit und Homogenität der Gefangenen in der Ent- 
wicklung dieser Kampfesinitiative zu bestärken. 

Und das ist es, was verschwiegen wird. Die Gestoras Pro-Amnistia 
denunzieren also dieses Vorgehen der Medien als eine Haltung, die an 
der völligen Abstimmung mit den Wünschen des spanischen Innenmini- 
steriums interessiert ist. Wir sagen ‚interessiert‘, denn worauf sonst 
kann das Verschweigen dessen, was reine Information ist, zurückzufüh- 
. ren sein? Warum verschweigen die Medien die Entwicklung des Hun- 
gerstreiks? Warum bemühen sich die Medien so sehr darum, Überle- 
gungen und gefilterte Informationen zu veröffentlichen, die konform mit 
der PSOE-Regierung laufen, und verschweigen, was die machen und 
denken, die Objekt der Nachricht sind, das heißt die baskischen politi- 
schen Gefangenen? 

Uns bleibt nichts weiter, als an das Verantwortungsgefühl der Medien 
zu appellieren, damit sie — der enormen Rolle bewußt, die sie vor der 
Gesellschaft einnehmen — in der Behandlung der Information wenig- 
stens objektiv sind. — z: 
Pressebüro der Gestoras Pro-Amnistia 


Spanische Angehörige unter Anti-Terror-Gesetz 
verhaftet und wieder freigelassen 


Am 4. Oktober wurde Candelas del Pino, als sie zusammen mit ihrem 
Mann vom Einkaufen kam, vor ihrem Haus von Zivilpolizisten verhaf- 
tet. Im Auto wurde ihr gesagt, sie solle sich mit dem Kopf auf den Boden 
legen. Sie erwiderte, daß sie alt sei und das nicht könne, worauf ihr einer 
der Beamten ein Sakko über den Kopf stülpte. Auf dem Kommissariat 
wurde sie mehrfach verhört. 

Die Aktion erfolgte auf richterliche Veranlassung. Candelas kam in 
„incomunicado‘‘-Haft, daß heißt, kein Vertrauensanwalt und kein Be- 
such, von der Außenwelt abgeschnitten. Vorgeworfen wird ihr ,Zu- 
sammenarbeit bzw. Unterstützung bewaffneter Organisationen“; an- 
geblich soll sie für einen einige Tage zuvor Festgenommenen Kontakte 
zu den GRAPO hergestellt haben. 

Der wirkliche Grund liegt auf der Hand. Candelas ist seit vielen Jah- 
ren sehr aktiv in der AFAPP, der Angehörigengruppe der Gefangenen 
aus GRAPO und PCE(r), und dadurch recht bekannt. Wir haben sie letz- 
tes Jahr auf zwei Veranstaltungen in Frankfurt und Hamburg kennenge- 
lernt und fest in unsere Herzen geschlossen. 

Einen Tag nach ihrer Verhaftung wurde sie nach einer Gegenüberstel- 
lung mit der zuvor festgenommenen Person, von der sie entlastet wurde, 
in „bedingte Freiheit‘ entlassen. Daß sie nicht noch weitere Tage unter 
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diesen unmenschlichen Bedingungen gänzlicher Verfügungsgewalt 
durch die Polizei verbringen mußte (der Richter wollte die Gegenüber- 
stellung ursprünglich erst nach sechs Tagen machen), liegt daran, daß 
viele Menschen umgehend Öffentlichkeit schafften und eine Kundge- 
bung organisierten. 

Nun muß sie sich jede Woche bei der Polizei melden; was aus dem 
Verfahren wird, ist ungewiß. | 

Wir schicken ihr und allen spanischen Angehörigen der politischen 
Gefangenen auf diesem Weg liebe und solidarische Grüße, daß wir uns 
gemeinsam gegen die ständigen Angriffe der Staatsschutzbehörden auf 
unsere Arbeit wehren : der Unterstützung unserer gefangenen Angehöri- 
gen und ihrer Forderungen. Wir halten daran fest! 

Red. 


Aktionstag aus Solidarität mit den kämpfenden 
Gefangenen in der Aktionswoche „500 Jahre 
Kolonialismus — 500 Jahre Widerstand“ aus Köln 


Am Donnerstag, 10.10.91, gab es eine Gefangenen-Demo zusammen 
mit türkischen und iranischen GenossInnen. Es waren so ca. 100 Leute 
da, z. T. aus der Region. Vom Amerika-Haus aus ging es durch die In- 
nenstadt zum Dom. Es gab Beiträge zum Aktionstag, zur Solidarität mit 
den puertoricanischen Gefangenen und den Gefangenen in den USA, zur 
aktuellen Situation der politischen Gefangenen hier, zu den Gefangenen 
in Westeuropa und einen Beitrag iranischer GenossInnen. Beim Flug- 
blatt-Verteilen wurde einer von Zivis festgenommen und auf dem Waid- 
markt ED-behandelt. Es wird gegen ihn wegen Verstoß gegen das Ver- 
sammlungsgesetz und Widerstand ermittelt. Nach der Demo wurden 
noch zwei Leute kontrolliert. | 

Abends gab es noch einen Film zu Mumia Abu Jamal und Solidaritäts- 
Disko. | 

Auch in Hamburg und Bonn gab es am 10. Demos. In Bonn kamen so 
100 Leute. 


Beitrag iranischer GenossInnen auf der Gefangenen-Demo 
Die Herrschenden können unseren gemeinsamen Kampf nicht verhin- 
dern! Wir grüßen Euch im Namen des Verbandes zur Verteidigung der 
politischen Gefangenen im Iran. 

Wie in den letzten Tagen wieder in der Presse zu lesen war, unter- 
drückt die iranische Regierung brutal die Kämpfe des Volkes und ver- 
letzt die Menschenrechte. 

Allein im Jahr 1988 wurden im Iran 4000 politische Gefangene hinge- 
richtet — darunter viele aus der kommunistischen und Widerstandsbe- 
wegung. Sie wurden ermordet als Opfer für die Imperialisten, als Bun- 
desaußenminister Genscher im Iran zu Besuch war, um über politische 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit zu verhandeln. Genscher hat zu 
diesem Massaker kein Wort verloren, sondern nur über die Geiseln im 
Libanon gesprochen. | 

Während im Iran politische Gefangene hingerichtet werden, Frauen 
als Menschen zweiter Klasse unterdrückt werden und Massaker am kur- 
dischen Volk begangen werden, verbessern sich die Beziehungen zwi- 
schen dem Mullah-Regime und den Imperialisten ständig, vor allem 
durch die BRD, die schon zuvor mit dem Schah-Regime gute Kontakte 
hatte. Daimler Benz, Krupp, Thyssen, Siemens und Bayer machen 
schon seit Jahrzehnten profitable Geschäfte mit dem Iran. Und die Ge- 
heimpolizei der Mullahs wurde von der BRD mit Überwachungstechno- 
logie ausgerüstet. 

Die iranische Regierung wird also von internationalen Konzernen un- 
terstützt, die im Interesse ihres Profits aus Waffenhandel und wirtschaft- 
lichen Verträgen die Augen vor dem Völkermord verschließen. 

Und die imperialistischen Regierungen empfangen Flüchtlinge aus 


Aus dem Inhalt: 


„UNO-Gruppe gegen Isolationshaft in der BRD“: 


Kriminalisierung des Kampfes für Menschenrechte 
— Shoot-to-kill-policy in Nordirland 
— Presseerklärung der Greifswalder Flüchtlinge 
— Forderungskatalog von Gefangenen in Stammheim 
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unterdrückten Ländern wie dem Iran mit rassistischen Schikanen und 
schieben sie häufig sogar wieder ab. Denn die Imperialisten planen für 
die „Neue Weltordnung‘‘ und das ‚Geeinte Europa‘, und alles, was 
ihnen dabei hinderlich ist, wie die Menschenrechte, wird aus dem Weg 
geräumt. Für die Durchsetzung dieser ‚Neuen Weltordnung‘‘ sind die 
Imperialisten bereit, Massaker wie im Golfkrieg zu begehen und jeden 
Widerstand auszulöschen. So unterdrücken die kapitalistischen Regie- 
rungen auch die revolutionären Kräfte in den eigenen Ländern, um zu 
verhindern, daß diese die Befreiungsbewegungen unterstützen. Der an- 
dere Grund für die Unterdrückung in den imperialistischen Staaten ist 
die Zuspitzung der sozialen Probleme, die auch hier immer deutlicher 
wird. 

Auch in den imperialistischen Ländern werden deshalb die politischen 
Gefangenen im Knast besonders unterdrückt — sie werden voneinander 
und von draußen isoliert. 

Alle kämpfenden politischen Gefangenen, ob in den USA, Frank- 
reich, Spanien, England, der BRD, Türkei, Iran ..., sind unsere Ge- 
nossInnen, unsere Brüder und Schwestern, die von den Imperialisten als 
Geiseln gehalten werden. 

Wir solidarisieren uns mit ihren Kämpfen und fordern die Erfüllung 
ihrer Forderungen. 

Freilassung der politischen Gefangenen im Iran! 

Schluß mit Folter, Isolation und Hinrichtungen weltweit! 
Bleiberecht für alle! 

Grenzen auf für alle! 

Nieder mit der islamischen Regierung! 


Kriminalisierung des Kampfes für Menschenrechte 


Seit die Anwälte der Gefangenen aus RAF und Widerstand im August 9 
eine Pressekonferenz gegen die Staatsschutzkampagne machten, ist es in 
den Medien stiller geworden. Das bedeutet aber nicht, daß damit die 
Tatsachen — worauf der Staatsschutz mit dieser Kampagne zielte — sich 
erledigt hätten: erneute Kriminalisierung der Gefangenen, Anwälte, der 
Zusammenlegung, Verschärfung der Zensur, Besuchsverbote ... Der 
Jolgende Artikel handelt davon und hat — auch wenn verspätet abge- 
druckt — an Aktualität nicht verloren. Wir denken, er kann dazu beitra- 
gen, sich von der Seite der Menschenrechte mit der Sache auseinander- 
zuseizen. 


Zur aktuellen Staatsschutzkampagne gegen die Gefangenen aus der 
RAF und dem anti-imperialistischen Widerstand und deren Anwälte 


L 

Die Staatsschutzbehörden betreiben mit Hilfe der Massenmedien eine 
Kampagne gegen die Gefangenen aus der RAF und dem anti-imperiali- 
stischen Widerstand und deren Anwälte. Sie behaupten, es gebe ,Kassi- 
ber‘, ein ,illegales Info-System‘“ und eine ‚‚Steuerung‘‘ von Aktionen 
der RAF „aus den Zellen heraus“. Ermittlungsverfahren gegen Gefan- 
gene und Anwälte nach $ 129a StGB (Mitgliedschaft, Unterstützung 
einer „terroristischen Vereinigung‘‘) werden eingeleitet, die Zellen von 
Gefangenen durchsucht, Briefe, Aufzeichnungen und andere Unterla- 
gen der Gefangenen, einschließlich Verteidigerpost, werden beschlag- 
nahmt; die Kanzlei und die Wohnung eines Anwalts werden durchsucht 
und dort ebenfalls Unterlagen beschlagnahmt. Ich möchte im folgenden 
nicht auf die Behauptungen der Staatsschutzbehörden im einzelnen ein- 
gehen. Gefangene und Verteidiger haben dies bereits getan und deutlich 
gemacht, daß die Vorwürfe unhaltbar sind. (1) Es handelt sich um ziel- 
gerichtete Erfindungen. Die Forderung nach Zusammenlegung in große 
Gruppen soll diskreditiert werden — nach der Devise: Wenn es schon 
jetzt eine „kriminelle“ Kommunikation der Gefangenen untereinander 
gibt, kann die Erfüllung der Forderung nach Zusammenlegung alles nur 
noch schlimmer machen. In Wirklichkeit geht es um die Menschenrech- 
te der Gefangenen. 


2% 

Die von Bundesanwaltschaft und Bundeskriminalamt beschlagnahmte 
Verteidigerpost war bereits von einem Richter kontrolliert worden, wie 
dies in allen Verfahren auf Grund § 129a StGB geschieht, vgl. $ 148 
StPO. Ein Kontrollrichter liest die Post und hält sie zurück, wenn er der 
Meinung ist, sie diene nicht dem Zweck der Verteidigung. So hat, um 
nur ein Beispiel anzuführen, kürzlich ein Richter Zeitungsausschnitte 
zurückgehalten, die sich mit den hier behandelten Zellenrazzien befaß- 
ten, weil er meinte, es sei nicht Aufgabe der Verteidigung, einen Gefan- 
genen „über die neuesten Entwicklungen im Bereich der RAF-Szene auf 
dem Laufenden zu halten‘. Die Kontrolle der Verteidigerpost ist ein 
Mittel der Isolation der Gefangenen und ein Eingriff in das Recht auf 
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Verteidigung. Es muß den Gefangenen und ihren Anwälten vorbehalten 
bleiben, zu entscheiden, wie sie die Verteidigung gestalten. 

Die richterliche Kontrolle der Verteidigerpost ist mit den Menschen- 
rechtsstandards der UN, wie sie zum Recht auf Verteidigung entwickelt. 
wurden, unvereinbar: 

— In einer 1970 verabschieteten Resolution der UN-Menschenrechts- 
kommission heißt es, daß ein Gefangener und sein Anwalt ‚‚frei mitein- 
ander verkehren dürfen und ihre Post von den Behörden nicht zensiert 
und deren Weiterleitung nicht behindert werden darf‘. (2) 

— Der UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte, den auch die 
BRD ratifziert hat, enthält u.a. das Recht auf Verteidigung, einschließ- 
lich des Rechts auf Kommunikation mit einem Anwalt (Art. 14). Der 
UN-Menschenrechtsausschuß erklärte in einer seiner Empfehlungen, in 
denen er die relativ allgemein formulierten Rechte des Paktes interpre- 
tiert und konkretisiert, daß die Kommunikation zwischen einem Gefan- 
genen und seinem Anwalt ‚unter Bedingungen‘ stattzufinden habe, 
„die der Vertraulichkeit ihrer Kommunikation vollständig Rechnung 
tragen müsse‘. (3) 

— Eingriffe in das Recht auf Verteidigung waren Thema im Menschen- 
rechtsausschuß, als dieser in den Jahren 1978, 1986 und 1990 die Men- 
schenrechtssituation in der BRD behandelte. (4) Die Vertragsstaaten ha- 
ben dem Ausschuß alle fünf Jahre einen schriftlichen Bericht über die 
Menschenrechtssituation in ihrem Land vorzulegen. Der Ausschuß dis- 
kutiert den Bericht mit einer Delegation der betreffenden Regierung und 
richtet kritische Fragen und Bemerkungen an ihre Adresse. Vor der Be- 
handlung des zweiten Berichts der BRD im Jahre 1986 legte eine interna- 
tionale Arbeitsgruppe, die sich gegen die Isolationshaft in der BRD ein- 
setzt, dem Ausschuß eine Dokumentation vor, um ihn über die Haftbe- 
dingungen und die Einschränkungen des Rechts auf Verteidigung zu in- 
formieren. (5) Darin wurde auch die Praxis der Staatsschutzbehörden 
kritisiert, richterlich kontrollierte Verteidigerpost noch einmal zu 
durchsuchen und zu beschlagnahmen. Auf Grund dieser Information 
stellte der Menschenrechtsausschuß der bundesdeutschen Delegation zu 
Beginn der Diskussion schriftliche Fragen, auf die sich alle Ausschuß- 
mitglieder geeinigt hatten; eine davon lautete: „Welche Probleme gibt 
es bei Verfahren nach $ 129a StGB im Hinblick auf die Überwachung 
des schriftlichen Verkehrs zwischen Gefangenen und Verteidigern?“ 
Eines der Mitglieder der bundesdeutschen Delegation, Herr Ministerial- 
rat Stoecker aus dem Bundesjustizministerium, antwortete, Ziel der 
„Zensur“ sei nicht, die Verteidigerpost zu lesen, sondern den Aus- 
tausch ‚unerlaubter Objekte‘“ zu verhindern. Auf die nochmalige Kon- 
trolle und Beschlagnahme von Verteidigerpost ging er nicht ein. Tat- 
sächlich geht es, wie schon der von Herrn Stoecker gebrauchte Aus- 
druck ‚‚Zensur‘‘ besagt, um eine inhaltliche Kontrolle. Ein Mitglied des 
Menschenrechtsausschusses, der aus Mauritius kommende Verfas- 
sungsrichter Lallah, erklärte daraufhin, die Kontrolle der Verteidiger- 
post stehe zum UN-Pakt ‚‚in absolutem Widerspruch“. Auf diesen Vor- 
gang dürfte sich wohl eine die gesamte Diskussion zur BRD abschlie- 
Bende Bemerkung des sowjetischen Ausschußmitgliedes Movchan auch 
bezogen haben, der erklärte, die bundesdeutsche Delegation habe den 
Ausschuß hinters Licht führen wollen. 

— Am Ende des 8. UN-Kongresses zur Verhütung von Verbrechen und 
zur Behandlung von Straftätern, der vom 27.8. bis 7.9. 1990 in Havan- 
na stattfand, wurde u.a. eine Resolution zur ‚Rolle von Anwälten‘“ ver- 
abschiedet, in der es unter Nr. 8 heißt: „Alle Gefangenen müssen ange- 
messen Zeit und Gelegenheit haben, um von einem Anwalt besucht wer- 
den und mit ihm kommunizieren und sich beraten zu können, ohne Ver- 
zögerung, Unterbrechung oder Zensur und in voller Vertraulichkeit‘. 
(6) 

Schon die ‚‚normale‘‘ richterliche Kontrolle der Verteidigerpost ist al- 
so mit den UN-Menschenrechtsnormen, die zum Recht auf Verteidigung 
entwickelt wurden, unvereinbar. Dies gilt erst recht für die nochmalige 
Kontrolle und Beschlagnahme von Verteidigerpost durch die Staats- 
schutzbehörden. 


3} 

Das internationale Recht verbietet die Folter und die unmenschliche Be- 
handlung von Gefangenen, vgl. z.B. Art. 7 UN-Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte. Internationale Menschenrechtsorgane haben ent- 
schieden, daß die lang andauernde Isolation gegen dieses Verbot ver- 
stößt. Die Europäische Menschenrechtskommission (Straßburg) verur- 
teilte im Jahre 1968 die Mißhandlung von politischen Gefangenen unter 
der griechischen Militärdiktatur, bezeichnete die Unterbringung in Iso- 
lationszellen für wenige Wochen oder Monate als ‚‚langandauernde Iso- 
lation‘‘, die eine unmenschliche Behandlung im Sinne der Europäischen 
Menschenrechtskonvention darstelle. Der UN-Menschenrechtsaus- 
schuß verurteilte Uruguay in zahlreichen Fällen wegen der Mißhand- 
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lung von politischen Gefangenen zur Zeit der Militärdiktatur, vor allem 
von gefangenen Tupamaros. Er bezeichnete insbesondere die sog. in- 
comunicado-Haft, bei der ein Gefangener vollständig von Kontakten zur 
Außenwelt abgeschnitten wird, als menschenrechtswidrig. Der UN- 
Menschenrechtsausschuß behandelte die Situation einzelner Gefangener 
in Uruguay, nachdem Angehörige in deren Namen eine Beschwerde 
beim Ausschuß eingelegt hatten. Gefangene aus der BRD können eine 
solche Beschwerde nicht einlegen. Sie ist nur zulässig, wenn der betrof- 
fene Staat zuvor einen speziellen Vertrag, das sog. Fakultativprotokoll 
zum UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte, ratifiziert hat. Die 
BRD hat dies bisher nicht getan, weil sie befürchtet, daß der Menschen- 
rechtsausschuß sie im Fall von Beschwerden gegen die Isolationshaft 
wegen Verletzung des UN-Paktes verurteilt. 

Die dargestellten Entscheidungen haben dazu beigetragen, daß sich in 
den UN die Auffassung durchgesetzt hat, Isolation könne als Folter oder 
als unmenschliche Behandlung angesehen werden: 

— Der UN-Menschenrechtsausschuß erklärte allgemein, daß „auch 
eine Maßnahme wie die Isolation gegen Art. 7 des Pakts (Verbot von 
Folter und unmenschlicher Behandlung — Verf.) verstoßen kann“. (7) 
— Der Sonderberichterstatter der UN-Menschenrechtskommission zu 
„Folter“ erklärte: ‚Totale Isolation und sensorische Deprivation: Die- 
se Bedingungen führen über längere Zeit zu ernsthaften psychosomati- 
schen, intellektuellen und emotionalen Problemen, die häufig irreversi- 
bel sind.‘ (8) 

— Am 14. 12. 1990 forderte die UN-Generalversammlung in ihrer Re- 
solution 45/111 die Staaten dazu auf, „die Einzelhaft abzuschaffen oder 
zumindest ihren Gebrauch einzuschränken“. Die Bundesregierung hat 
diese Resolution mitgetragen. : 

Der UN-Menschenrechtsausschuß befaßte sich wenn auch nicht mit 
Einzelfällen, so doch mit der gesamten Menschenrechtssituation in der 
BRD, als er 1978, 1986 und 1990 die bereits erwähnten schriftlichen Be- 
richte diskutierte. Jedesmal kritisierte er die Isolationshaft. (9) Die Bun- 
desregierung verteidigte sich gegen diese Kritik. Sie legte 1988 einen 


Bericht über die Menschenrechtssituation in der BRD vor (10), indem 


sie behauptete, die Gefangenen lebten „in Wohngruppen“ (womit sie 
offenbar die Hochsicherheitstrakte meinte) und erklärte im Anschluß 
daran folgendes: 
„Die Gefangenen aus dem Terrorismusbereich verfügen durch 
Schriftwechsel und durch Vermittlung von Besuchern und Verteidi- 
gern über vielfältige Möglichkeiten, miteinander zu korrespondie- 
Ten; 

Im übrigen ‚befindet sich bereits ein Teil dieser Gefangenen im offe- 
nen Vollzug‘. Der Zusammenhang, in dem der zitierte Satz über die 
„Korrespondenz“ der Gefangenen steht, zeigt, daß sie quasi eine offi- 
zielle Einrichtung sein soll, um eine Isolation zu verhindern. Die Bun- 
desregierung behauptet also gegenüber dem Menschenrechtsausschuß 
eine — tatsächlich gar nicht bestehende — Möglichkeit der Kommunika- 
tion, während sie jetzt die gleiche Behauptung dazu benutzt, um Gefan- 
gene und einen Anwalt zu kriminalisieren. Die Bundesregierung stellt 
diese Behauptung gegenüber dem Menschenrechtsausschuß auf, weil sie 
weiß, daß sie die Isolationshaft nicht legitimieren kann. 

Die Erfindung einer „kriminellen“ Kommunikation der Gefangenen 

untereinander kann nicht verschleiern, daß die Isolationshaft gegen das 
_ Völkerrecht verstößt und international kritisiert wird. Mehr noch: Die 
Folter und die unmenschliche Behandlung von Gefangenen verstoßen 
nicht einfach nur gegen das internationale Recht, sondern sind nach 
einer in der letzten Zeit ins Völkerrecht aufgenommenen Kategorie ‚,‚in- 
ternationale Verbrechen‘. Dies ist auch die zutreffende Kennzeichnung 
der in der BRD praktizierten Isolationshaft. 


4. 

Die Forderung nach Zusammenlegung in große Gruppen entspricht in- 
ternationalen humanitären Standards. Jeder Mensch hat ein Recht auf 
Kommunikation, auch in Gefangenschaft. Auch die UN-Menschen- 
rechtskommission spricht in bezug auf Gefangene von einem „right to 
communicate‘“ (11). Wenn der UN-Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte verlangt, daß Gefangene „menschlich und mit Achtung vor der 
dem Menschen innewohnenden Würde zu behandeln‘ sind (Art. 10), so 
bedeutet dies auch, daß „Kommunikationsmöglichkeiten‘“ zu schaffen 
sind. (12) Kommunikation ist nur möglich, wenn eine größere Zahl von 
Menschen über eine längere Zeit zusammenkommt. 

Bereits im Jahre 1976 setzte sich deshalb einer der medizinischen Gut- 
achter im Stammheimer Prozeß, die seinerzeit vom Gericht bestellt wor- 
den waren, Prof. Wilfried Rasch (FU Berlin), für die Bildung von sog. 
interaktionsfähigen Gruppen von 15 bis 20 Gefangenen ein. (13) 

Als eine Arbeitsgruppe der UN-Menschenrechtskommission im Jahre 
1975, zwei Jahre nach dem Militärputsch, Chile besuchte und dabei 
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auch mit politischen Gefangenen sprechen konnte, beklagten sich diese, 
nicht mit anderen politischen Gefangenen zusammen untergebracht zu 
sein. Bis dahin waren in Chile Sondergefängnisse für politische Gefan- 
gene üblich gewesen. Die Arbeitsgruppe unterstützte die Forderung und 
bezeichnete das Vorgehen der Behörden, zu dem noch die physische 
Mißhandlung der Gefangenen gehörte, insgesamt als Verletzung des 
Gebots zur menschlichen Behandlung von Gefangenen nach Art. 10 
UN-Pakt. (14) Während des zehnten Hungerstreiks der Gefangenen aus 
RAF und dem anti-imperialistischen Widerstand 1989 kämpften zur 
gleichen Zeit politische Gefangene in Chile mit einem Hungerstreik ge- 
gen ihre Isolierung voneinander. (15) Sie hatten damit Erfolg. Nicht nur 
in der BRD und den übrigen Staaten Westeuropas kämpfen politische 
Gefangene, die voneinander isoliert werden, für ihre Zusammenlegung, 
sondern überall auf der Welt. Der enorme propagandistische Aufwand, 
der jetzt gegen die Gefangenen aus der RAF und dem anti-imperialisti- 
schen Widerstand betrieben wird, kann nicht verdecken, daß die Forde- 
rung nach Zusammenlegung und Kommunikation eine Selbstverständ- 
lichkeit ist. 


I: 

Das internationale Recht und die Kritik von Menschenrechtsorganen an 
der BRD sind ein nützliches Hilfsmittel, um gegen die Haftbedingungen 
und die Eingriffe in das Recht auf Verteidigung vorzugehen. Es ist Sache 
aller, die in diesem Sinne tätig sind, sich mit.den internationalen Men- 
schenrechten auseinanderzusetzen und die Kritik von seiten internatio- 
naler Menschenrechtsorgane stärker als bisher in ihre Arbeit einzubezie- 
hen. | 

September 1991 

UNO-Gruppe gegen die Isolationshaft in der BRD 


(1) Angehörigen-Info Nr. 73, 16.8. 1991 
(2) Art. 21 des Entwurfs von Prinzipien zur Freiheit von willkürlicher Haft (UN- 
Dokument E/CN 4/1044, S. 5ff.). Ähnlich Art. 16 des Entwurfs von Prinzipien 
zum Schutz aller Personen in jeder Form von Haft und Gefangenschaft von 1987: 
„Der Schriftwechsel zwischen einem Gefangenen und seinem Anwalt darf nicht 
zensiert ... werden.“ (Rodley : Treatment of prisoners in international law. Ox- 
ford 1987, S. 345). 

(3) Allgemeine Bemerkung 13 (21), UN-Dokument CCPR/C/21/Rev. 1, S. 14 
(4) Vgl. ak 305, 3.4. 1989 

(5) Die Dokumentation wurde als Buch unter dem Titel: „Jodesschüsse, Isola- 
tionshaft, Eingriffe ins Verteidigungsrecht‘‘ veröffentlicht, 3. Aufl. Hamburg 
1988 
(6) International Commission of Jurists. Review, no. 45, dec. 1990, S. 62. Ähn- 
lich heißt es unter Nr. 22 der gleichen Empfehlung: „Regierungen sollen aner- 
kennen und respektieren, daß alle Mitteilungen und Beratungen zwischen Anwäl- 
ten und ihren Mandanten im Rahmen ihrer beruflichen Verhältnisse vertraulich 
sind.“ 

(7) Report of the Human Rights Committee 1982, S. 84 

(8) E/CN 4/1986/15, S. 30 

(9) ak Nr. 274, 22.9.1986, Nr. 305, 3.4.1989, Nr. 320, 25.6. 1990 
(10) Der Schutz der Menschenrechte in der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 
1988, S. 23 

(11) E/CN. 4/996, 23. 1. 1969 

(12) Nowak: CCPR-Kommentar. Straßburg 1989, S. 198 

(13) Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform 1976, S. 68 ff. 

(14) UN-Dokument A/33/331, 25. 10.1978, S. 105 ff. 

(15) Angehörigen-Info Nr. 4, 9.3. 1989, S. 6 


Presseerklärung der Flüchtlinge in Greifswald 


Wir drucken aus Solidarität mit den vielen Flüchtlingen nachfolgende 
Erklärung ab. Die in Greifswald von Faschisten angegriffenen Flücht- 
linge sind mittlerweile wieder in Neumünster — im Gemeindehaus der 
von ihnen zuvor besetzten Kirche. Ihre Rückkehr In der Nacht vom 3. auf 
den 4. November wurde unterstützt durch einen Solidaritätskonvoi aus 
Hamburg, Lübeck, Neumünster und Berlin. Laut „Hamburger Morgen- 
post” will das Innenministerium von Mecklenburg-Vorpommern Straf- 
antrag gegen die UnterstützerInnen stellen und drohte den 63 Asylbe- 
werberInnen gleichzeitig mit Konsequenzen: ‚Das wird ihr Verfahren 
sicher beschleunigen — nicht unbedingt zu ihren Gunsten.“ 


Greifswald, 3. 1.91 

Wir sind die Flüchtlinge, die nach einem 45Stägigen Widerstand in der 

Anscharkirche in Neumünster nach Greifswald kommen mußten. Unser 

Widerstand richtete sich gegen die unsicheren Bedingungen für Flücht- 
linge in der Ex-DDR, welche die Regierung absichtlich ignorierte. 

Wir haben laut an die Öffentlichkeit und die Regierung gerufen, daß 
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wir mit Sicherheit rassistischer Gewalt ausgesetzt und unser Leben und 
das unserer Kinder in Gefahr sein würde. Während der Besetzung gab es 
viele rassistische Angriffe gegen Flüchtlinge und Flüchtlingsunterkünf- 
te in der Ex-DDR. Es wurden sogar Flüchtlinge von Faschisten ermor- 
det. Aber sie wollten nicht die tatsächliche Gefahr verstehen, der wir 
ausgesetzt sein würden. Jetzt haben wir verstanden, daß es der Regie- 
rung nur darum ging, das Ansehen zu bewahren und den Status quo auf- 
rechtzuerhalten; die Regierung mißachtet den Wert von menschlichem 
Leben, indem sie uns zwang, an solch einen gefährlichen Ort zu gehen. 

Unsere Forderungen waren berechtigt, es ging um menschliches Le- 
ben. Und uns wurde versprochen, daß es einen ausgezeichneten Schutz 
in Greifswald gibt. Sie erzählten uns, daß es der sicherste und am besten 
geschützte Platz in Deutschland sei. Wir haben jetzt erlebt, was hinter 
diesem Versprechen stand. Alle gemachten Versprechungen waren 
nichts als Luft. 

' Heute, am 3. November — bereits innerhalb der ersten Woche —, 
wurden wir und unser Heim von Rassisten angegriffen. Und zwar am 
hellichten Tag. Es ist genau das eingetreten, worauf wir in Neumünster 
aufmerksam machen wollten. Ca. 200 Personen attackierten uns unter 
‚„Ausländer-raus‘‘-Parolen mit Knüppeln, Steinen, Gas- und Leucht- 
spurgeschossen. Mehrere Flüchtlinge und sogar ein Angestellter wur- 
den verletzt, viele Fensterscheiben wurden eingeworfen und die Ein- 
gangstür stark beschädigt. Die Polizei traf erst ein, als die Faschisten 

"sich zurückzogen, nachdem sie versucht hatten,-in. das Gebäude einzu- 
dringen. Nur 20 Polizisten waren im Einsatz. Diese Polizisten waren be- 
reits Verstärkung aus der Greifswalder Umgebung. Es waren so wenig 
Polizisten im Einsatz, obwohl bekannt war, daß in Greifswald ein Fuß- 
ballspiel stattfindet, zu dem viele Berliner Hooligans anreisen würden. 

Wir fragen: Kann jemand die Angst beschreiben, die die Kinder wäh- 
rend dieses Angriffes hatten? 

Es war klar, daß diese Leute hierher kamen, um uns zu schlagen, viel- 
leicht sogar, um uns und unsere Kinder zu töten. 

Wir wollten kein Beispiel dieser Tragödie sein, aber leider sind wir es 
jetzt geworden. 

‚Wegen dem oben Genannten werden wir an einen Ort gehen, wo wir 

uns sicherer fühlen. | 
Die Flüchtlinge 


Shoot-To-Kill-Policy in Nordirland 


Pro-britische Todesschwadrone morden und beschießen Bus der An- 
gehörigen der republikanischen politischen Gefangenen! 


Im britisch besetzten Teil Nordirlands eskalieren die Angriffe von pro- 
britischen Todesschwadronen gegen Mitglieder der irischen republika- 
nischen Bewegung. Auffällig ist hierbei die Tatsache, daß die Ermorde- 
ten meist ehemalige politische Gefangene sind und daß die Prozeß-und 
Gefängnisakten über sie jedesmal in die Hände der Todesschwadrone 
gefallen waren, die sich ihre Opfer aufgrund der Akten aussuchen konn- 
ten. Womit sich die Frage kaum noch stellt, inwieweit die britischen Be- 
hörden bei all diesen geplanten und ausgeführten Morden an Iren ihre 
Finger im Spiel haben. Auffällig ist auch, daß sich in der letzten Zeit die 
shoot-to-kill-policy (Politik des gezielten Todesschusses) in mehreren 
europäischen Ländern gleichzeitig häufte — wir berichteten in den letz- 
ten Infos schon über die Zunahme von Ermordungen politischer Gegner 
im spanisch besetzten Teil des Baskenlandes sowie in der Türkei —, was 
die Frage nach einer internationalen Absprache z.B. im Bereich des 
TREVI aufkommen läßt. 

Wir wollen jetzt beispielhaft an einer Woche im August dieses Jahres 
aufzeigen, wie die shoot-to-kill-policy in Nordirland angewandt wird: 
— Am 13.8.1991 wurde einer der Sinn-Fein-Busse, die regelmäßig 
Angehörige und Freunde zu Knastbesuchen zu den Gefängnissen fah- 
ren, auf dem Weg zum Long-Kesh-Gefängnis von pro-britischen (loya- 
listischen) Killern beschossen. Zwei Frauen erlitten im Bus Verletzun- 
gen. Dies ist eine neue Eskalationsstufe, bisher wurde noch nie ein Bus 
der Angehörigen angegriffen. | 
— Ein paar Tage später versuchten loyalistische Killer, ein Mitglied der 
Sinn Féin zu ermorden, was ihnen nur mißlang, weil ihr Gewehr nicht 
funktionierte. : 

— Bereits am 12.8. wurde das Sinn-Fein-Mitglied Patrick Shanaghan 
auf dem Weg zur Arbeit von zwei Loyalisten durch Schüsse auf seinen 
Wagen ermordet. Sinn Féin gab danach bekannt, daß er eines ihrer Mit- 
‚glieder war und daß er für sie während der Wahlen gearbeitet hatte. Sinn 
Fein gab auch bekannt, daß er von der RUC (von den Briten eingesetzte 
pro-britische Polizei) mehrmals gewarnt worden war, daß seine ,,Si- 
cherheitsakte‘‘ den Loyalisten übergeben worden war. 

— Am 16.8. wurde das Sinn-Fein-Mitglied Thomas Donaghy aus Der- 
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ry von zwei loyalistischen Killern durch Schüsse ermordet, als er mor- 
gens auf seiner Arbeit eintraf. Er wurde aus nächster Nähe mehrmals in 
den Kopf geschossen. Thomas Donaghy war 1978 verhaftet und u.a. 
wegen IRA-Mitgliedschaft zu 19 Jahren Knast verurteilt worden, wurde 
aber ‚‚schon‘‘ vor drei Jahren freigelassen. Nach seiner Freilassung 
schloß er sich als Wahlhelfer der Sinn Féin an. Sein Bruder berichtete 
jetzt, daß die Polizei ihm kurz vor seiner Ermordung mitgeteilt hatte, 
daß er vor Weihnachten tot sein würde. Der Präsident der Sinn Fein, 
Gerry Adams, sagte, daß damit dieses Jahr schon 13 Sinn-F&in-Mitglie- 
der von „britischen Streitkräften oder ihren Verbündeten in den loyali- 
stischen paramilitärischen Organisationen‘‘ ermordet worden sind. 

— Ebenfalls am 16.8. wurde Martin ‚‚Rook“‘ O’Prey, ein Mitglied der 
IPLO (Irish People’s Organisation — Abspaltung der IRSP), bei sich zu 
Hause von zwei Loyalisten ermordet, als er gerade mit seinen Kindern 
spielte. Sie brachen in das Haus ein und erschossen ihn aus nächster Nä- 
he mit mehreren Schüssen in den ganzen Körper. Auch seine siebenjäh- 
rige Stieftochter wurde dabei von einer Kugel in die Hand getroffen. 
Mehrere Menschen aus der Gegend berichteten danach, daß der Angriff 
unter vollständiger Beobachtung der Überwachungsanlagen der briti- 
schen Armee stattgefunden hat, die auf einem nahegelegenen Turm in- 
stalliert sind, der permanent von britischen Soldaten besetzt ist. Martin 
O’Prey saß vorher im Gefängnis als einer von vielen durch Kronzeugen 
belasteten Menschen. Er war 1985 zu lebenslanger Haft aufgrund der 
Kronzeugenaussagen verurteilt worden. Als der Kronzeuge später zu- 
sammenbrach und seine gesamten Aussagen als Lügen offenbar wurden, 
wurde er vor zwei Jahren freigelassen. 

Dies war zur Verdeutlichung also nur eine Woche in Britisch-Nordir- 
land. Dem Ganzen voraus geht die nunmehr jahrelange Nachrichten- 
sperre der britischen und irischen Medien gegenüber Sinn Féin. Konkret 
bedeutet dies das gesetzlich verankerte Verbot, Sinn-Fein-Mitglieder in 
Rundfunk und Fernsehen zu Worte kommen zu lassen. Gerry Adams, 
Präsident von Sinn Féin, der selbst schon mehrere Male nur knapp 
Mordanschlägen entgangen ist, sagte dazu am 16. 8., daß diese Angriffe 
„nicht von der Kampagne der Verleumdung, Zensur und Verfälschung 
Sinn Féins in den Medien getrennt werden kann oder von den langwieri- 
gen, vielschichtigen Bemühungen anti-republikanischer Elemente, 
Sinn-Fein-Aktivisten zu dämonisieren“ Er sagte weiterhin, daß die 
Reihen jener, die hinter dieser Kampagne stehen, durch alle Parteien, 
die Kirchen und andere Organisationen verlaufen und daß sie die Atmo- 
sphäre schaffen, die diese Morde hervorbringt. Er machte auch noch 
einmal auf die Weitergabe der britischen Akten zu den loyalistischen 


"Killern aufmerksam: ‚‚In den meisten Fällen kam die Information über 


die Opfer aus den Akten der königlichen britischen Streitkräfte“ 
Laut Frankfurter Rundschau vom 28.10.91 befaßt sich jetzt der 
UNO-Ausschuß gegen Folterungen mit dem berüchtigten Verhör- und 
Folterzentrum Castlereagh in Belfast, in dem verhaftete Republikaner 
mehrere Tage nach ihrer Verhaftung ohne Beisein ihres Anwaltes ver- 
hört und dabei physisch und psychisch gefoltert werden. Amnesty Inter- 
national hatte schon mehrfach diese Verhörpraktiken in Nordirland an- 
gegriffen. 
Red. 


Türkei: Größter und längster Prozeß 
der türkischen Geschichte beendet 


Der Prozeß gegen Mitglieder der revolutionären Organisation Devrimci 
Sol (‚‚Revolutionäre Linke‘) wurde am 1. November nach neun Jahren 
Verhandlungsdauer in Istanbul beendet. Insgesamt standen hier 1243 
angeklagte Männer und Frauen (sog. Terroristen) vor dem Militärge- 
richt. Viele von ihnen haben über zehn Jahre in Haft gesessen. Ur- 
sprünglich sollte es ein großangelegter Schauprozeß gegen die bewaff- 
net kämpfende Linke in der Türkei werden. Die Inszenierung fand in 
einer eigens dafür errichteten Sporthalle statt. Der Widerstand der Ge- 
fangenen jedoch setzte zunehmend in der Öffentlicheit die Ankläger 
selbst auf die Anklagebank und durchkreuzte die Pläne der Militärs so- 
wie ihrer jeweiligen Vasallenregierungen. 

Dieser Widerstand aber kostete auch Opfer. Von 1983 an durften die 
Gefangenen über zweieinhalb Jahre weder Besuch von ihren Angehöri- 
gen noch von ihren AnwältInnen bekommen. Das unter Folter ange- 
wandte Umerziehungsprogramm sollte unter Ausschluß jeglicher Öf- 
fentlichkeit stattfinden und die Identität der Gefangenen vollständig zer- 
stören. Die Gefangenen setzten dem unter anderem 1984 einen Hunger- 
streik entgegen, bei dem vier Genossen starben. 

Die Angeklagten schrieben ihrerseits eine Anklageschrift, die 1300 
Seiten lang ist und anstelle einer Prozeßerklärung verlesen wurde. Der 
Widerstand der Gefangenen mobilisierte zunehmend die Angehörigen 
draußen, die nie aufgehört hatten, trotz aller Schikanen und allem Terror 
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gegen sie selbst am Prozeß als ZuschauerInnen teilzunehmen und ihre 
„Kinder“, wie sie sie liebevoll nennen, mit Aktionen draußen zu unter- 
stützen. Weder Folter noch willlkürliche Haftstrafen konnten den Wi- 
derstand drinnen oder draußen brechen. 

Zu verschiedenen Zeitpunkten sind seit 1989 von den Hauptangeklag- 
ten, die zum Teil dreifache Todesstrafen erwarteten, neun aus dem 
Knast geflohen. Bislang ist nur einer wieder „Zurückgeführt‘‘ worden — 
Ibrahim Erdogan, linker Gewerkschafter, wurde zusammen mit neun 
anderen Genossen in Istanbul bei einer Fahndungsaktion anläßlich eines 
Bush-Besuches hingerichtet durch standrechtliches Erschießen: 

Zu Beginn des Prozesses 1982 hatte der Staatsanwalt in 573 Fällen die 
Todesstrafe gefordert. Jetzt wurde ‚‚nur‘‘ einer zum Tode verurteilt und 
41 Angeklagte zu lebenslänglich. Weiter 553 bekamen Haftstrafen zwi- 
schen 33 Monaten und 20 Jahren. 582 wurden freigesprochen. Obwohl 
die Todesstrafe in der Türkei immer noch nicht abgeschafft ist, führte 
das erst neulich eingeführte sog. Anti-Terror-Gesetz zur fast völligen 
Abschaffung der Todesstrafe vor Gericht. Stattdessen gibt es lebens- 
länglich und wird die Todestrafe auf der Straße bei Festnahmen — ohne 
Urteil — vollstreckt. 

Im Laufe der Jahre waren einige der Gefangenen freigelassen worden, 
sie mußten lediglich bei Prozeßterminen anwesend sein.. Zwei dieser 
Gefangenen waren in Ankara unter dem Verdacht der Beteiligung an der 
Tötung zweier faschistischer Generäle wieder festgenommen worden, 
konnten jedoch kurz vor Prozeßende wieder fliehen. Daraufhin wurden 
16 Gefängniswärter festgenommen, und 58 Gefangene aus insgesamt 


zwei Gefängnissen wurden in das neuerbaute Isolationshaftgefängnis- 


Eskisehir verlegt. Die Gefangenen und ihre Angehörigen und ihre 
FreundInnen leisten dagegen Widerstand. 

Der Militärprozeß gegen Dev Sol ist zwar vorbei — er hat jedoch nicht 
das Ziel „Vernichtung bewaffneten Wicderstands“ und Widerstands 
überhaupt in der Türkei erreicht. Der Widerstand geht weiter! Am letz- 
ten Prozeßtag entrollten Gefangene nach der Urteilsverkündung ein 
Transparent mit den Parolen ‚‚Es lebe Devrimci Sol“ und „Wir sind im 
Recht, wir werden siegen!“ Dem Gericht und der Staatsanwaltschaft 
sagten sie voraus, daß sie sich nicht mehr frei und in Ruhe auf den Stra- 
Ben bewegen könnten, und daß sie sie zur Rechenschaft ziehen würden. 


Freiheit für Leonard Peltier! 


In den letzten Wochen wurde ein neuerlicher Versuch eingeleitet, Leo- 
nard Peltier aus der Haft zu befreien. Dieser war 1977 wegen angebli- 
chen Mordes an zwei FBI-Beamten angeklagt und zu zweimal lebens- 
länglich verurteilt worden — ein offensichtlicher Racheakt von FBI und 
US-Justiz. 1973 hatte Leonard Peltier, einer der Führer der 1968 ge- 
gründeten Amerikanischen Indianer-Bewegung (AIM), zusammen mit 
ca. 120 Indianern an der 71 Tage dauernden bewaffneten Besetzung von 
zwei Gebäuden in Wounded Knee in der Indianer-Reservation Pine 
Ridge teilgenommen. Seit Wounded Knee, schrieb eine Untersuchungs- 
kommission 1977, habe das FBI „in systematischen Bemühungen den 
Versuch unternommen, AIM und seine Führer und Anhänger aufzurei- 
ben, einzuschüchtern und auf andere Weise zu ‚neutralisieren‘ “< 1975 
wurden zwei FBI-Beamte erschossen, die unter fadenscheinigen Vor- 
wänden in die Pine-Ridge-Reservation eingedrungen und Schüsse gegen 
die Häuser dort wohnender Indianer abgegeben hatten. Peltier wurde 
verhaftet und verurteilt. Er wurde zunächst im berüchtigten Hochsicher- 
. heitsgefängnis von Marion eingekerkert, später in Leavenworth. Auf- 
grund der Haftbedingungen verlor er die Sehfähigkeit seines rechten 
Auges und ist inzwischen von völliger Erblindung bedroht. Seit seiner 


Verurteilung haben er, seine Verteidiger und Unterstützer nichts unver- 


sucht gelassen, das Verfahren wiederaufzurollen. Dabei haben sie viele 
Beweise für illegale Machenschaften von FBI und Justiz ans Tageslicht 
gefördert. So konnten sie beweisen, daß die Schüsse auf die FBI-Beam- 
ten nicht aus der angeblichen Tatwaffe abgefeuert sein konnten. Eine 
wichtige Belastungszeugin sagte aus, sie habe unter Druck der Behörden 
falsche Aussagen gemacht. Die Staatsanwaltschaft unterdrückte entla- 
stende Beweise usw.usf. Doch obwohl sogar 75 Kongreßmitglieder und 
kirchliche Persönlichkeiten die Wiederaufnahme unterstützten, schei- 
terten alle Bemühungen — bis heute. Kürzlich aber hat ein „Mister X“ 
öffentlich ausgesagt, die Beamten getötet zu haben. Seither entwickelt 
sich in den USA eine breite Kampagne, die jetzt endlich die Freilassung 
des seit 16 Jahren willkürlich inhaftierten Leonard Peltier durchsetzen 
will. | | 

aus: Politische Berichte Nr. 23/91 


Forderungen von Gefangenen in Stammheim 
12. August 1991 


Ein Jahr nach den Gefangenenrevolten erstellten Gefangene in Stuttgart- 
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Stammheim das hier dokumentierte Forderungspapier. Das im Sommer 
1991 entstandene Papier ist das Ergebnis einer in vier Sprachen geführ- 
ten Diskussion, die im Knast über Gebäude- und Stockwerksgrenzen 
hinweg stattfand. | 

Die Diskussion, die schließlich zu dem Forderungspapier führte, be- 
gann zwischen einer Handvoll Gefangener, weitete sich aber schnell 
aus. Dabei stellte sich heraus, daß einige Gefangene bereits konkrete 
Vorstellungen hatten, was im Knast alles anders zu sein hat. Sie waren 
sich auch klar darüber, daß Knast keinen bessert! Ä 

Anfänglich diskutierten die Gefangenen — anhand des im Oktober 
1990 im Butzbacher Knast entstandenen Diskussionspapiers — den Ver- 
lauf der Gefangenenrevolten im letzten Jahr. Es zeigte sich, daß die mei- 
sten an der Diskussion beteiligten Gefangenen fast nichts darüber wuß- 
ten, da sie damals noch draußen waren und sich — wie so oft — nicht um 
die entsprechenden Meldungen gekümmert haben. So war zuerst einmal 
Literaturstudium angesagt. 

„Dann kamen wir auf den Punkt. Ändern können wir diese zerstöreri- 
schen Praktiken nur, wenn wir es selbst aufgreifen. Wenn wir heute an- 
fangen, den Widerstand dagegen zu entwickeln.“ Be 

Daß einige der Beteiligten mehrsprachig waren, stellte sich rasch als 
äußerst wichtig heraus. Damit gelang es, auch Gefangene, die praktisch 
kein Deutsch sprachen, in die Diskussion einzubeziehen, „denn es geht 
ja darum, daß alle daran beteiligt sind, die das wollen. Dabei stellte sich 
heraus, daß bei diesen Gefangengehaltenen eine viel größere Bereit- 
schaft wie unter uns Deutschen da war, gemeinsam was zu machen. 
Nicht ein einziger von ihnen hatte etwas dagegen einzuwenden, gemein- 
sam etwas auf die Füße zu stellen“ | A 

Schließlich wurde versucht, die Diskussion auf die bislang nicht daran 
beteiligten Gefangengehaltenen auszuweiten. Überall wo Gefangene zu- 


sammenkommen, wurde diskutiert, wurden Überlegungen ausge- 


tauscht. Selbst für den Kontakt mit der Frauenabteilung im siebten Stock 
wurden Wege gefunden. Die Ergebnisse der Gespräche wurden schrift- 
lich zusammengetragen, verteilt und erneut diskutiert. 

Zu dieser Zeit war bereits klar, daß das entstehende Forderungspapier 
keinesfalls für SozialarbeiterInnen und ähnliche Funktionsträger :be- 
stimmt sein würde. In erster Linie sollte es der Verständigung unter den 
Gefangenen und als Grundlage gemeinsamen Handelns dienen. So wur- 
de das Papier wieder und wieder abgetippt, weitergegeben und ‚„‚gepen- 
delt“ und fand damit seinen Weg in die unterschiedlichsten Abteilungen 


des Stammheimer Knasts. Um die mögliche Beteiligung aller Gefangen- 


gehaltenen an der Diskussion sicherzustellen, zirkulierte eine italieni- 
sche, jugoslawische und türkische Version des Papiers: 


* Schließung eines Teils der Ausbeutungsbetriebe und die Umwand- 
lung der Räumlichkeiten in Gruppenräume, in denen wir uns tagsüber 
stockwerkweise aufhalten können! In diesem Raum muß es Zugang zu 
einer Rechtsbibliothek in mehreren Sprachen geben, damit wir uns an- 
gemessen auf unsere Verhandlungen vorbereiten können. Viele von uns 
sind hier mit einem fremden Rechtssystem konfrontiert. Darüber hinaus 
kann es nicht sein, daß wir als Untersuchungsgefangene 23 Stunden Iso- 
lation ertragen müssen! Welche psychischen und physischen Auswir- 
kungen das auf die Gefangengehaltenen hat, wird auch dadurch deutlich, 
daß seit Mai 1989 sechs Mitgefangene tot sind und unzählige versucht 
haben, den Terror zu beenden. Zuletzt haben wir mitgekriegt, daß eine 
mitgefangene Frau im siebten Stockwerk am 9. Juni 1991 versucht hat, 
ihre Isolation zu beenden, und in der Nacht vom 30. Juni zum 1. Juli un- 
ser Mitgefangener Böckling im ersten Stock im Bau I tot aufgefunden 
wurde. Wir werden das so nicht länger mitmachen! 

Wir fordern außerdem, daß die Arbeit, die verrichtet wird von denen, 


die das wollen, so bezahlt wird, daß eine Umkehrung der bisherigen Pra- 


xis stattfindet. Nämlich : höhere Löhne — und damit meinen wir nicht 
Tariflohn, sondern Bezahlung darüber hinaus, wir wollen das Geld, das 
unsere Arbeit und unsere Zeit wert ist — weniger Arbeit! Wir sind nicht 
auf die Welt gekommen, um unser Dasein als ArbeiterInnen zu fristen — 
rund um die Uhr, Tag für Tag —, sondern um zu leben! Wir wollen die 
sofortige Aufnahme in die Renten-, Kranken- und Unfallversicherung! 
Wir wollen auch eine Verbesserung der Arbeitssituation und mitbestim- 


men, welche Arbeit getan wird, weil wir keine Lust haben, nur irgend- 


welche stupiden Arbeiten auszuführen oder den Konsumterror noch zu 
unterstützen! 

Wir wollen hier und heute deutlich machen, daß wir es ablehnen, daß 
irgendwelche Gefangenen sich als Funktionsträger aufspielen. Wir leh- 
nen die Überlegung einer Gewerkschaft ab, weil das zur Folge hat, daß 
ein paar wenige Verbesserungen erfahren auf Kosten der anderen. Es ist 
auch so, daß dadurch nicht alle vertreten werden und es somit an unseren 
Bedürfnissen vorbeigeht. Denn wir wollen, daß alle —.auch die, die 
nicht arbeiten gehen wollen, und jene, die nicht können oder nicht dür- 
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fen — gleichberechtigt sind. Wir werden uns jeweils so organisieren, 
wie wir das für notwendig und richtig halten — das fördert auch die Soli- 
darität und Freundschaft unter uns. Es bringt uns ingesamt ein Stück 
weit dahin, selbstbestimmt zu denken und zu handeln. Wir können unse- 
re Bedürfnisse selbst zum Ausdruck bringen und bedürfen keiner ,,Poli- 
tiker-Gefangenen‘‘! Ab heute ist somit auch die ‚„Gefangenenvertre- 
tung“ durch den Gefangenenrat im Knast Stammheim abgesetzt! Bis 
heute habt ihr nichts für uns getan, habt euch brav in den Rahmen ge- 
paßt, den sie euch vorgegeben haben, und es genossen, daß wenigstens 
ihr für ein paar Stunden mehr aus den Löchern konntet. Diejenigen, die 
sich als ‚Gefangenenvertreter‘‘ begriffen hatten, hatten teilweise sogar 
die Frechheit zu sagen: „‚Das und jenes ist nicht unsere Aufgabe“ ... 
Ihr fandet es auch nicht mal für nötig, uns danach zu fragen, was wir in 
den zwei Stunden TV pro Woche sehen wollen. 


* Verlängerung der Besuchszeiten auf drei Stunden pro Woche! Ent- 
weder auf einmal (insbesondere für jene, die sehr weit zu fahren haben 
— und das sind nicht nur die BesucherInnen aus Italien, Jugoslawien, der 
Türkei usw., sondern auch jene, die über 150 km einfache Fahrtstrecke 
zurückzulegen haben —, weil das bedeutet, daß sie dafür Urlaub nehmen 
müssen) oder auf zwei Mal aufteilbar. Sollten die Räumlichkeiten dafür 
nicht ausreichen, so kann durch Schließung weiterer Betriebe Platz ge- 


schaffen werden, da diese Bedürfnisse insbesondere in der U-Haft Vor- 


rang haben! Gleichzeitig fordern wir, daß ab sofort auch an Wochenen- 
den und Feiertagen Besuch stattfindet! Was sofort einen großen Spiel- 
raum gibt und keiner neuen Räumlichkeiten bedarf. Darüber hinaus kön- 
nen so auch Berufstätige Besuche machen, ohne Urlaub nehmen zu müs- 
sen. Wir als Untersuchungsgefangene haben schlimmere Regelungen 
zur Einschränkung unserer Rechte als jene, die schon durch die Klassen- 
justiz abgeurteilt sind. Das kann mitnichten der Fall sein. | 


* Wir fordern, daß ab sofort ein Imam an den Freitagen die Vollzugsan- 
stalt aufsuchen darf, um mit denen zu beten, die sich als Muslime begrei- 
fen! Die Argumentation, daß es aus organisatorischen Gründen nicht 
möglich ist, lassen wir nicht gelten, da dies schlichtweg nicht zutrifft. 
Wir anderen Gefangenen, die wir keine Mohammedaner sind und ande- 
ren Glaubensgemeinschaften oder Religionen angehören, finden die 
Aussperrung eines Imam und somit die Verhinderung des gemeinsamen 
Gebets der Muslime rassistisch! An Sonntagen und Feiertagen sind we- 
sentlich weniger Beamte im Dienst, und es kann trotzdem ein evangeli- 
scher und katholischer Gottesdienst durchgeführt werden. Wir werden 
es nicht weiter zulassen, daß unsere Mitgefangenen, die einer anderen 
Religion angehören, benachteiligt werden. i 


* Jede Woche pro Tag TV in englischer, italienischer, spanischer, ju- 
goslawischer, türkischer und kurdischer sowie arabischer Sprache! 
Also abwechselnd pro Tag in einer dieser Sprachen ein Film, Nachrich- 
ten usw. Filme können problemlos durch die jeweiligen Kulturzentren 
beschafft werden. Darüber hinaus wird gefordert, daß die Abstimmung 
über das TV-Programm von allen Gefangenen durchgeführt: wird. 


* Wir fordern, daß ab sofort auch in Baden-Württemberg Taschengeld 
für Untersuchungsgefangene, die mittellos sind oder auch draußen 
schon Sozialhilfe bezogen haben, eingeführt wird. Daß dieser Anspruch 
zusteht, wurde u.a. schon durch das Verwaltungsgericht Oldenburg un- 
ter dem Aktenzeichen A 434/89 entschieden. Zur Verdeutlichung dieser 
Forderung sei der Bericht in der. Südwestpresse vom 5. April 1991 wie- 
dergegeben: „Ein Untersuchungshäftling hat wie jeder Normalbürger 
das Recht auf menschenwürdiges Leben. Da die Justizverwaltung ledig- 
lich für Unterkunft und Verpflegung verpflichtet ist und es in der Haft- 
vollzugsordnung für Untersuchungsgefangene keinen Paragraphen gibt, 
daß einem bedürftigen Häftling auch Taschengeld bezahlt werden muß, 
kann er dafür — so das Verwaltungsgericht Oldenburg — das Sozialamt 
zur Kasse bitten. Klage erhoben hatte ein Untersuchungshäftling, der 
auch schon zuvor von Sozialhilfe gelebt hatte. Er sei arbeitsunfähig, be- 
nötige aber Taschengeld für Körperpflege, alkoholfreie Getränke, Ta- 
bakwaren und Zusatzporto, machte der Häftling geltend. Zu Recht, wie 
ihm die Verwaltungsrichter bestätigten. Da im Regelsatz eines Sozial- 
hilfe beziehenden Haushaltsvorstandes ein Taschengeldanspruch ent- 
halten sei, könne diesen Anteil auch ein Untersuchungshäftling verlan- 
gen... $ L 

In der hiesigen Anstalt wird darüber hinaus auch kein Haarshampoo 
ausgegeben, so daß auch dessen Beschaffung unerläßlich ist. Viele Mit- 
gefangene müssen ihr Haar mit Seife waschen. 


* Wir fordern, daß die Höfe so belegt werden, daß sie den ganzen Tag 
ausgelastet sind! Es kann nicht sein, daß die Höfe die Hälfte der Zeit 
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leerstehen und wir in den Löchern gefangengehalten werden. Auch kann 
nicht argumentiert werden, daß keine Beamten dafür da wären, denn er- 
stens wird der Hofgang selbst lediglich durch einen Beamten überwacht, 
und zweitens entsteht dadurch nicht mehr Personalaufwand, wenn zum 
Beispiel zwei Stunden Hof am Stück gemacht wird. Lediglich die einzel- 
nen Hofzeiten der Stockwerke werden dadurch verändert. Der Osthof 
wird dazu überhaupt nicht benutzt. Zwar kann jetzt argumentiert wer- 
den, daß dort derzeit ein Gerüst steht, jedoch steht das nicht ewig, und 
davor wurde er auch nur dann genutzt, wenn im Westhof (also im regulä- 
ren Hof) irgendwelche Arbeiten an den Überwachungskameras durch- 
geführt wurden. Belegt wird damit, daß der Hof also dafür genutzt wer- 
den kann und keine Sicherheitsbedenken geltend gemacht werden: kön- 
nen. Wir fordern auch, daß die Vorstellung bei der „„Ärztin‘‘ oder dem 
Krankenrevier nicht mehr auf die Hofzeiten gelegt wird, weil wir die 
paar Minuten an der frischen Luft und Sonne notwendig brauchen! 


* Wir fordern, daß die Frauen im siebten Stockwerk ab sofort an den 
Gemeinschaftsveranstaltungen teilnehmen können oder für sie extra 
Veranstaltungen gemacht werden. Sie sind zusätzlich benachteiligt, weil 
sie als Frauen hier gefangengehalten werden. Ihre Isolation ist weitaus 
größer als die unsrige! Wir werden das nicht weiter hinnehmen! 


tungskosten in den letzten zehn Jahren enorm gestiegen sind und der Satz 
von 250 Mark im Monatiin diesem Zeitraum nicht ein einziges Mal ange- 
hoben wurde. Also pro Jahr zehn Mark! Das einzige, was ständig erhöht 
wird, ist die Rücklage. Sie wurde innerhalb eines Jahres um rund 100 
Mark angehoben, was mit einer Verteuerung der Lebenshaltungskosten 
begründet wird. Darüber hinaus haben wir hier für bestimmte Artikel 
Phantasiepreise zu bezahlen. Wir fordern außerdem, daß verschiedene 
Kaufleute ein Angebot unterbreiten und wir bestimmen, welcher oder 
welche für den Zeitraum eines Jahres (weil dann überwiegend neue Ge- 
fangene da sind, die neu bestimmen werden) liefern darf. Es kann nicht 
sein, daß ein einziger das Monopol über Jahre hat (wie derzeit, die schon 
mindestens drei Jahre hier sind) und dadurch machen kann, was er will. 
Wir fordern, daß wir wöchentlich Obst und Gemüse einkaufen können! 
Das kann unproblematisch über Anträge geregelt werden, wie das in an- 
deren Knästen auch gemacht wird oder gemacht worden ist. 


* Wir fordern die umfassende Versorgung von drogenabhängigen Ge- 
fangenen mit entzugs- und abhängigkeitsmildernden Medikamenten! 


,* Wir fordern die sofortige Freilassung aller, die AIDS haben! 


* Wir fordern freie ärztliche Wahl! Die Praxis hat uns gezeigt, daß die 
KnastärztInnen erstens Teil des Knasts sind und daß sie zweitens in den 
meisten Fällen schlichtweg keine Ahnung haben! 


* Wir fordern, daß wir die Möglichkeit für Sport bekommen! In den 
Zellen ist es zu eng und bei der Hitze so kaum auszuhalten. Es kann nicht 
sein, daß nur ein paar wenige Tischtennis haben und sie als Vorzeigege- 
fangene fungieren, denn neunzig Prozent werden nicht aus den Zellen 
gelassen. Wir fordern deshalb, daß stockwerkweise Gymnastik gemacht 
werden kann für die, die das wollen. Von 17 bis 18 Uhr mit anschlie- 
Bender Duschmöglichkeit. Auch die Benutzung der Kraftraums muß für 
die Gefangenen möglich sein. 


* Wir fordern die Erweiterung des Angebots an fremdsprachigen Bü- 
chern, insbesondere auch neuere Literatur! Darüber hinaus die Aufnah- 
me von neuerer politischer Literatur. Die Beschaffung derselben ist kein 
Problem und mit keinerlei finanziellem Aufwand verbunden, da es viele 
Verlage gibt, die das gerne unterstützen. Auch wird gefordert, daß Ge- 
fangene ihre Privatbücher der Bibliothek überlassen können und ins 
Verzeichnis aufgenommen werden. Wir fordern auch, daß mindestens 
die doppelte Anzahl an Büchern pro Woche (derzeit drei) pro Mensch 
ausgegeben werden, da die bisherige Zahl viel zu wenig ist. Bei einem 
Bestand von über 20000 Bänden stellt das keinerlei Problem dar! 


* Wir fordern, daß die Zellen auf den Stockwerken bis 22 Uhr offen 
sind und manfrau Umschluß machen kann, wenn Lust dazu besteht! 


* Wir fordern die sofortige Abschaffung der Totalisolation! Egal von 
wem! Wir sind genügend isoliert in der Form, wie wir jetzt schon gefan- 
gengehalten werden, so daß die Isolation mit Einzelhof, Trennscheibe 
usw. einem täglichen Mordversuch an der oder dem Betroffenen gleich- 
kommt! 
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* Wir fordern, daß alle, die im vergangenen Jahr nach den Knastrevol- 
ten in der BRD zwangsverlegt wurden, in die jeweiligen Knäste zurück- 
verlegt werden, wenn sie das wollen! Unsere Forderung ist berechtigt, 
die Zwangsverlegungen waren und sind rechtswidrig! Wir werden kei- 
ne Ruhe geben, bis unsere Forderung erfüllt wird ! 


* Wir fordern, daß keine Flüchtlinge mehr abgeschoben werden und 
daß die Roma in der BRD bleiben können. Die Abschiebung der Roma 
nach Jugoslawien kommt einem Todesurteil gleich! 


* Wir fordern die sofortige Schließung des Knastes Heimsheim, der 
mitten in der Peripherie gebaut wurde, fernab jeder öffentlichen Ver- 
kehrsanbindung, so daß für die meisten Besuche kaum möglich sind! 


* Wir fordern die Schließung des Knastes Weiterstadt! Weiterstadt ist 
als Abschiebeknast konzipiert und auf verseuchtem Gelände erbaut wor- 
den. Ein Gelände, das Jahrzehnte als Ablagerungsplatz einer Chemiefir- 
ma diente und wo die Klärschlämme von Darmstadt hingeleitet wurden. 
Letztlich war der Bau überhaupt nur möglich, weil Joschka Fischer seine 
Zustimmung gab und er dafür seinen Ministerposten erhielt! 

Wir fordern keine unrealistischen Dinge. Letztlich wollen wir wie 
Menschen leben können. Hier in der BRD ist es aber so, daß ein Polizei- 
hund einen höheren Tagessatz hat als ein gefangengehaltener Mensch. 
Selbst der Platz ist für einen Polizeihund um das Vierfache größer vorge- 
schrieben (16 qm). Wir dagegen müssen auf 4 qm leben, rechnet man- 
frau die nicht von Bett, Tisch, Schrank und Stuhl belegte Fläche zusam- 
men 
Für eine Gesellschaft ohne Knäste! 

Stuttgart-Stammheim im Sommer 1991 
aus: Interim 


Prozeßtermine 


Prozeß gegen Gerry Hanratty und Gerry McGeough 
Der Prozeß gegen die beiden irischen Genossen vor dem OLG Düssel- 
dorf in der Tannenstraße wird fortgesetzt am 8. 11., 14. 11., 15.11., je- 
weils 9.15 Uhr. 


Kurdenprozeß | 
Der Kurdenprozeß in Düsseldorf in der Tannenstraße wird fortgesetzt 
am 12. 11., 13. 11., 19. 11., 20. 11. 


Kurdenprozeß in Celle 
Der sog. zweite PKK-Prozeß gegen vier Kurdinnen und Kurden (zwei 
von ihnen sind seit September bzw. April 1990 unter Isolationshaftbe- 
dingungen im Knast) vor dem OLG Celle findet dienstags um 9.45 Uhr 
und mittwochs um 9.15 Uhr in der Kanzleistr. 4 statt. 


Termine 


Essen-Altenessen. 15. 11., 19.30 Uhr, Zeche Carl, Hömannstr. 10. In- 
formations- und Diskussionsveranstaltung, Bericht mit Dia-Vortrag von 
einer Reise nach Südwest-Kurdistan und von einem Besuch in der Mah- 
sum Korkmaz-Akademie der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) im-Au- 
gust 1991. 


Solidaritätsaktionen zu Ralf und Knud: 

Kiel. 13. 11., Veranstaltung. 

Neumünster. 14. 11., Veranstaltung. 

Itzehoe. 17. 11., 14 Uhr, Kundgebung vor dem Knast. Abfahrt: 13 Uhr 
Sternschanze, Hamburg. 


Bruchsal. 7.12., Demonstration und Kundgebung vor dem Knast in 
Bruchsal. 
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